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Ausgewählte Urteile des Bundesgerichts zum 

Strafvollzugs- und Massnahmenrecht 

zusammengestellt von Daniel Verasani, RA, LL.M., Fachbereichsleiter Sonderdienst im Amt für 

Justizvollzug des Kantons Aargau. 

Die Auswahl der Urteile erfolgt durch den Autor. Sie werden in einer Regeste zusammengefasst 

mit Hinweisen zu einzelnen relevanten Erwägungen (mit eigenen Hervorhebungen). 

 

Urteil 6B_58/2021 vom 28.05.2021 

Regeste 

Kasuistik elektronische Überwachung: Vorliegend war nicht zu beanstanden, dass dem 

Beschwerdeführer die Vollzugsform der elektronischen Überwachung verweigert worden 

ist. Es besteht kein zwingender Widerspruch zwischen der Anordnung einer zu 

vollziehenden Freiheitsstrafe einerseits sowie der anschliessenden Gewährung eines 

Vollzugs in Form der elektronischen Überwachung andererseits. 

Aus den Erwägungen: 

E.2.3. Die Vollzugsbehörde kann auf Gesuch des Verurteilten hin den Einsatz elektronischer 

Geräte und deren feste Verbindung mit dem Körper des Verurteilten (elektronische Überwachung) 

u.a. anordnen für den Vollzug einer Freiheitsstrafe oder einer Ersatzfreiheitsstrafe von 20 Tagen 

bis zu 12 Monaten (Art. 79b Abs. 1 lit. a StGB). Gemäss Abs. 2 der Bestimmung kann die 

Behörde die elektronische Überwachung nur anordnen, wenn nicht zu erwarten ist, dass der 

Verurteilte flieht oder weitere Straftaten begeht (lit. a); der Verurteilte über eine dauerhafte 

Unterkunft verfügt (lit. b); der Verurteilte einer geregelten Arbeit, Ausbildung oder Beschäftigung 

von mindestens 20 Stunden pro Woche nachgeht oder ihm eine solche zugewiesen werden kann 

(lit. c); die mit dem Verurteilten in derselben Wohnung lebenden erwachsenen Personen 

zustimmen (lit. d); und der Verurteilte einem für ihn ausgearbeiteten Vollzugsplan zustimmt (lit. 

e).   

Das Sachgericht verfügt hinsichtlich der Voraussetzungen der Vollzugsform der elektronischen 

Überwachung über ein gewisses Ermessen. Das Bundesgericht greift hierin nur ein, wenn eine 

Ermessensfehlerhaftigkeit oder eine sonstige Verletzung von Bundesrecht vorliegt (vgl. Urteile 

6B_247/2021 vom 8. März 2021 E. 2.1.1; 6B_564/2020, 6B_565/2020 vom 11. Juni 2020 E. 4).  

E.2.4. Die Ausführungen des Beschwerdeführers sind nicht geeignet, eine ermessensfehlerhafte 

Prüfung der Rückfallgefahr oder eine anderweitige Verletzung von Bundesrecht durch die 

Vorinstanz aufzuzeigen.   

Dem Auszug aus dem Schweizerischen Strafregister über den Beschwerdeführer sind 14 Urteile 

zu entnehmen (kant. Akten, act. 9.1). Sein Argument, neun Einträge stünden in direktem 

Zusammenhang mit seinem früheren Aufenthaltsstatus, ist nicht stichhaltig. Zwar mögen künftige 
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Verurteilungen wegen Erwerbstätigkeit ohne Bewilligung oder Missachtung der Ein- oder 

Ausgrenzung nicht mehr in Frage kommen. Von den 14 Urteilen betreffen indessen lediglich vier 

ausschliesslich ausländerrechtlich relevante Schuldsprüche. Über diese Tatbestände hinaus 

ergingen zahlreiche weitere Einträge wegen unterschiedlichster Straftaten, nicht lediglich im Sinne 

des Strafgesetzbuches, sondern darüber hinaus gegen das Betäubungsmittel-, Strassenverkehrs- 

und Sprengstoffgesetz. Zu Recht weist die Vorinstanz zudem auf die Widerrufe bedingter Strafen 

bzw. der bedingten Entlassung hin. Diese sind Folge wiederholten Bewährungsversagens und 

auch gestützt darauf durfte die Vorinstanz von einer Schlechtprognose ausgehen. Mit Blick auf 

den langen Deliktszeitraum sowie die Breite der verletzten Rechtsgüter war die Vorinstanz 

sodann nicht verpflichtet, aus dem jüngsten Verhalten des Beschwerdeführers auf eine fehlende 

Rückfallgefahr zu schliessen, zumal die Zeitperiode seit den letzten Straftaten vergleichsweise 

kurz ausfällt. Ferner berücksichtigt die Vorinstanz auch die vom Beschwerdeführer vor 

Bundesgericht erneut vorgebrachte Lehrstelle und erwägt zutreffend, er sei trotz deren Bedeutung 

und nachdem er mit dieser bereits begonnen hatte abermals straffällig geworden.  

Fehl geht überdies der Einwand des Beschwerdeführers, bei der Prüfung der Voraussetzung im 

Sinne von Art. 79b Abs. 2 lit. a StGB sei auf andere Faktoren abzustellen wie zuvor im Zeitpunkt 

der Urteilsfällung, da sonst der Strafvollzug in Form der elektronischen Überwachung kaum je 

gewährt werden könne. Die Frage der Vollzugsform stellt sich in der Tat nur bei zu vollziehenden 

Freiheitsstrafen. Daraus kann jedoch keine Beschränkung des Ermessens der Vollzugsbehörde 

resp. der Vorinstanz abgeleitet werden. Die Berücksichtigung neuer Tatsachen kann sich 

durchaus aufdrängen. Weshalb der seit der letzten Straftat oder der seit dem Zeitpunkt des 

Strafurteils zusätzlich verstrichenen Zeit - von vorliegend wenigen Wochen - aber zwingend 

besonderes Gewicht beizumessen sei und zu einer abweichenden Prognose über das künftige 

Legalverhalten führen müsse, erschliesst sich indessen nicht. Dass die Faktoren zur Beurteilung 

der Legalprognose in einem Verfahren betreffend die Vollzugsform nicht zwangsläufig 

unterschiedlich zu gewichten sind, ergibt sich ausserdem mit Blick auf Art. 42 StGB, wonach der 

Gesetzgeber für die Gewährung des bedingten Vollzugs im Gegensatz zur speziellen 

Vollzugsform nach Art. 79b Abs. 2 lit. a StGB je nach Fallkonstellation besonders günstige 

Umstände oder eine zumutbare Schadenbehebung verlangt. Mit anderen Worten besteht kein 

zwingender Widerspruch zwischen der Anordnung einer zu vollziehenden Freiheitsstrafe 

einerseits sowie der anschliessenden Gewährung eines Vollzugs in Form der elektronischen 

Überwachung andererseits, und es ist auch unter diesem Aspekt kein Ermessensmissbrauch bei 

der vorinstanzlichen Prüfung der Bewährungsaussicht ersichtlich.  

 

 


